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Kontroverse um ökonomische 
Allgemeinbildung 

DVPB-Bundesvorstand bezieht Position 

BiclcfcldlHannm'cr. Die Debatte um 
eine angemessene Ausgestaltung der 
ökonomischen Dimension gesellschafts­
wissenschaft li chen Unterrichts in Di­
daktik und Schulcurriculul11 ist in den 
zurückliegenden Monaten facettenrei­
cher lind differenzierter geworden: Po­
sitionen und Gegenpositionen bekom­
men zwar Konturen, aber die Kontro­
versen bleiben vorerst im Bereich 
wissenschaftlicher und verbandlicher 
Statements. Bildungspolitische Konse­
quenzen sind bislang nicht erkennbar. 

Neuerlicher Auslöser der Diskussion 
um ein selbststiindiges Unterrichtsfach 
Wirtschaft an allgemeinbildenden Scllll­
Jen sind zwei Gutachten zu Bildungs­
standards und zu Standards in der Lehrer­
bi ldung von vier Professoren der Wirt­
sclmftswissenschaft und Wirtschafts­
didaktik aus dem Oktober 20 I 0 (H-C. Jun­
geblod/B. Remmelff. Retzmann/G See­
ber; siehe POLIS 4/2010, S, 4-5). Diese 
Gutachten waren vom Gemeinschafts­
ausschuss der Deutschen Gewerblichen 
Wirtschaft in Auftrag gegeben worden. 
Bereits im November 2010 haben flinf 
andere Professoren einer "Initiative für 
bessere ökonomische Bildung" dann in 
einer Kurzexpertise sehr kritisch zu die­
sen Gutachten Stellung genommen (R. 
HedtkeiG Famulla/B. FischerlB. Weber/B. 
Zurstrassen: Für eine bessere ökonomi­
sche Bildung. Bielefeld. Dezember 201 0; 
im Intemet unter: www.iboeb.org). Viel­
leicht kann man die Kontroverse verein­
facht aufdie Fonnel bringen: "eigenstän­
diges fachliches Ökonomie-Lernen" ver­
SliS .. Ökonomie als integraler Bestandteil 
sozial wissenschaftlicher Bildung". 

Die Initiative für eine bessere öko­
nomische Bi ldung (iböb) wirft dem Kon­
zept der Wirtschaftsverbände insbeson­
dere vor, eine veraltete Vorstellung vom 
Lernen zu vertreten lind extrem wenig 
dazu beizutragen, reale wirtschaftliche 
Probleme zu bewältigen. Es falle hinter 
den Stand der Wirtschafts- und Sozial­
wissenschaften zurück und sei wissen-

schaftlich und politisch einseitig. "Dic 
Wirtschaftsverbände propagieren ein 
Pflichtfach Ökonomie und legen daflir 
eine fachwissenschaftlich, fachdidak­
tisch, methodisch und pragmatisch de­
fi z itäre Konzeption vor. Ein Fach Öko­
nomie nach den Vorstellungen der Wirt­
schafts verbände ist nicht sinnvoll , da es 
wesentliche Qualifikationskriterien öko­
nomischer Bildung nicht erflillt", schriebt 
die iböb. Und die Initiative setzt sich 
nachdrücklich fiir einen wissenschaftli­
chen und politischen Pluralismus in der 
ökonomischen Bildung ein. 

Ein wichtiges Anliegen des Gegen­
gutachtens ist es, in die ökonomische Bil­
dung wirklichkeitsbezogen die Wirt­
schaflswelten und Alltagssituationen von 
real existierenden Konsumentinnen, Be­
rufswäh lerinnen , Auszubildenden, Er­
werbstätigen, Unternehmerinnen und An­
legerinnen einzubeziehen. Ökonomische 
Fmgen sollen in gesellschal1liche, politi­
sche und kulturelle Kontexte eingebettet 
werden. 

Aber auch die Argumentation der 
Kurzexpertise ist in Fachkreisen nicht 
ohne Kritik geblieben. So hat die 1-10-
norarprofessorin rur Didaktik der So­
zialwissenschaften an der Ruhr-Univer­
sität Bochtun Dr. Annette Kammertöns 
in einem bislang unveröffentlichten Ma­
nuskript die Auffassungen des iböb-Ge­
gengutachtens als "schwer nachvo ll­
ziehbare Kritik" bezeichnet; es müssten 
von dieser Seite nicht nur allgemein ge­
haltene, sondern konstruktivere Vor­
schläge zur Unterrichts- und Fachge­
stallung gemacht werden. 

Im Februar 20 II hat nun der Bun­
desvorstand der Deutschen Vereinigung 
rur Politische Bildung eine Stellung­
nahme veröffentlicht, die unhintcrgeh­
bare pädagogische und didaktische Kri­
terien in dieser Auseinandersetzung mar­
kiert lind sich weitgehend der Kurz­
expertise in der Kritik an den bei den Gut­
achten anschließt (siehe den Text auf der 
nächsten Seite). ,,0 
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Zeitung 

Stellungnahme der Deutschen Verei­
nigung für Politische Bildung (DVPB) 
zum Gutachten .,Ökonomische Bil­
dung an allgemeinbildenden Schu­
len" des Gemeinschaftsausschusses 
der deutschen gewerblichen Wirt­
schaft (Oktober 2010, Autoren: 
Thomas Retzmann, Günther Seeber, 
Bernd Remmele, Hans-Carl longe­
bloed) 

Das Gutachten ist ein Beitrag zu r Dis­
kussion um ökonomische Bildung. Es 
knüpft an die neueren Ansätze um 
Kompetenzen und Bildungsstrukturen 
an, ist sprachlich elegant formuliert und 
forma l ansprechend. Trotzdem lehnt 
die Deutsche Vereinigung für Politische 
Bildung (DVPB) das Gutachten ab. Eini­
ge Gründe dafür sind: 

Die DVPB hebt he rvor, dass das Verbän­
degutachten keinen allgemeinbilden­
den Unterricht im Auge hat. Stattdes­
sen wi rd eine einzige Perspektive - die 
der nutzenkalkulierenden Ökonomie 
mit ihrem Effizienzkriterium - auf ei­
nen einzigen Gegenstand - nämlich 
wirtschaftliche Situationen - ange­
wandt. Behauptet wird, dass damit 
nicht nur der Kompetenzbereich Ent­
scheidung und Rationalität (gemeint ist 
ledig lich Zweckrationalität) des Einzel­
nen, sondern auch die Kompetenzbe­
reiche Beziehung und Interaktion sowie 
Ordnung und System angezielt würden. 
Die sozia len Beziehungen werden auf 
ökonomische Austauschbeziehungen 
reduziert, die politische Ordnung wi rd 
led iglich ökonomisch aus einer einzigen 
Perspektive beurteilt und gestaltet (die 
umgekehrte Blickrichtung fehlt übri­
gens). 

Die Engführung in dem Gutachten 
überlässt die schwierigste Bildungsauf­
gabe den l ernenden, nämlich die un­
terschiedlichen Sphären von Gesell­
schaft, Wirtschaft und Politik in einem 
Zusammenhang zu sehen und wechse l­
seitig zu beurteilen. Dies macht aber ei­
nen Kern von Allgemeinbildung, die für 
a lle Schüler und SchOlerinnen zu for­
dern ist, aus. Zwar werden in dem Gut­
achten große Begriffe der philosophi­
schen und pädagogischen Tradition be­
nutzt (Mündigkeit. Tüchtigkeit, Ver­
antwortung), sie werden aber in kleiner 
Münze geliefert und werden den nor­
mativen Ideen inhaltlich nicht gerecht. 

Die Engfuhrung in dem Gutachten 
legt die Erklärung durch die Interessen 
der Auftraggeber des Gutachtens nahe. 
Ihre Sicht der Dinge schlägt sich in dem 
Gutachten nieder. Verblüffenderweise 
fehlt in dem aktuellen Gutachten jeder 
Hinweis auf die Finanzkrise und ihre 
andauernden Folgen. Das Versagen glo­
baler Akteure und Instanzen, das Feh­
len internationaler Regulierungen, die 
Hilflosigkeit der Wirtschaftswissen­
schaften - solche Aspekte spielen in 
diesem Entwurf einer von den Auftrag­
gebern als "besser" apostroph ierten 
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ökonomischen Bildung keine Rolle. Auf 
welche Realität bezieht sich eine solche 
didaktische Akzentuierung? 

Ökonomische Bildung ist ein w ichti­
ger und unverzichtbarer Bestandteil 
der Allgemeinbildung! Wenn sie ihren 
spezifischen Beitrag zu einem besseren 
Verständnis der gesel lschaftlichen Rea­
lität und einer reflektierten und se lbst­
bestimmten Mitgestaltung des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens einläsen 
können so ll, darf sie ihr Curriculum 
aber nicht monodisziplinär aus den 
Wirtschaftswissenschaften ableiteten. 
Vor a ll em muss sie diejenigen Grundsät­
ze und leitideen anerkennen, die für 
das Selbstverständnis aller etab lierten 
gesellschaftswissenschaftlichen Unter­
richtsfächer konstitutiv sind, weil ih re 
BerückSichtigung auf Ebene des Unter­
richts der l ogik der freiheitlich demo­
kratischen Grundordnung entspricht 
und eine zentra le Voraussetzung fü r 
deren Fortbestehen und Weite rent­
w icklung darstellt. 

Insbesondere 
müssen kontroverse Sichtweisen (aus 
Gesellschaft und/oder W1ssenschaft) 
auf einen Unterrichtsgegenstand 
e inbezogen werden, 
ist zu berücksichtigen, dass wissen­
schaft liche Theorien bzw. Modelle 
(neben einem Verständnis ihre r in­
neren logik) von den lernenden im­
mer auch auf ihre spezifischen An­
nahmen und ihre Reichweite zu prü­
fen sind und 

• ist anzuerkennen, dass die pädago­
gische Zielperspektive der Mundig­
keit auch und gerade impliziert, dass 
sich die Beurteilung gesellschaftli­
che r Realität (oder ihrer wissen­
schaftlichen Deutung) durch die l er­
nenden ergebnisoffen vo llzieht und 
hinsichtlich ihrer Richtung einzig 
und allein den normativen le itlinien 
zu unterwerfen ist, die mittels der 
vom Grundgesetz garantierten 
Grundrechte gesetzt werden. 

Eine ausführliche inhaltliche Kritik am 
Gutachten "Ökonomische Bildung an 
allgemeinbildenden Schulen" wi rd 
durch die Kurzexpertise "Für eine bes­
sere ökonomische Bildung!" geleistet 
(November 2010, Autoren: Reinhold 
Hedtke, Gerd-E. Famulla, Andreas Fi­
scher, Birgit Weber, Bettina Zurstras­
sen). 

Hannover, den 11.02.2011 

Für den Bundesvorstand der DVPB 

Prof. Dr. Dirk Lange 
(B u n desvors itze n der) 

Prof. Dr. Sibylle Reinhardt 
(2. Bundesvorsitzende) 

Dr. Thomas Simon 
(2. Bundesvorsitzender) 

Marga Kempe 
(Schatzmeisterin) 

"Praxisforschung nutzen - Politi­
sche Bildung weiterentwickeln" 

Bildungspraxis, Forschung und 
Politik im Dialog 

Berlin. Demokratie braucht politische 
Bildung - so lautet die Kampagne, die 
der Bundesausschuss Politische Bildung 
(bap) im Sommer 20 I 0, angesichts be­
denklicher Weichenstellungen der Spar­
politik, startete und die mittlerweile viel­
fiiltige Unterstützung fi ndet. Der Kon­
sens über die Notwend igkeit dieser 
Bildungsaufgabe ist bre it vemnkert, die 
fachliche Debatte zu ihrer Umsetzung 
wird, gerade in der außerschulischen Sze­
ne der Jugend- und Erwachsenenbildung, 
intensiv geführt. Mangelw3re ist dage­
gen, wie jetzt eine Fachtagung mn 14.115. 
Dezember 2010 in Berlin belegte, die sys­
tematische Nutzung empirischer Bil­
dungs forschung fiir die Qua litätssiche­
rung und FOItentwicklung der pädagogi­
schen Praxis. Um hier Abhille zu schalfen 
hatte der bap vor zwei Jahren, gcmcin­
sam mit dem Arbeitskreis deutscher Bil­
dungsstätten (AdB) und gefOrdert vom 
Bundesministerium für Bildung und For­
schung (BMBF), das Forschungsprojekt 
"Praxisforschung nutzen - Politische Bil­
dung wcitcr entwickeln" in Gang gesetzt. 
Ziel des Projekts, das von der Erzie­
hungswissenschaftlerin Dr. I-Ielle Becker 
(Essen) gelcite t wurde, war die Gewin­
nung lind Nutzbammchung empirischer 
Erkenntnisse ftir die außerschul ische po­
litische Bildung. 

Die gut besuchte Fachlagung brachte 
Wissenschaftler, Praktiker und Bildungs­
verantwortliche ins Gespräch, an dem 
sich auch Vertreter aus Politik lind Ver­
waltung, so aus dem Bundeministerium 
fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSJ) oderdel11 Kuraloriul11 der Bun­
deszen trale fiir politische Bildung (bpb), 
beteiligten . Der Präsident der Bundes­
zentrale, Thomas Krüger, betonte dabei 
die Notwendigkeit, dass Bildungsarbeit 
als Anwalt e ines z ivi lgesellschaftlichen 
Bedarfs an Diskussions-, Konsultations­
und Mobilisierungsforen offensiv agie­
ren müsse. Worin diese r Bedarf im Ein­
zelnen besteht, welche Motive bei der 
(Nicht-)Teilnahme eine Rolle spielen, wie 
von dcr Politik abgeschrecktc Bevölke­
rungskreise alls der Reserve zu locken 
sind und welche Wirkungen sich in dem 
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breiten Veranstaltungsspektrum der ex­
perimentierfreudi gen außerschul ischen 
Bi ldung erzielen lassen, war zentraler Ge­
genstand des bap-Forschungsprojckts wie 
des Fachgesprächs in Berlin. 

Helle Beckcr machte dabei deutlich, 
dass die Vorstellung von zielstrebig her­
stellbaren Bildungsresultaten an der Rea­
lität der Bildungspraxis vorbeigeht - und 
dass sie auch im Widerspruch zum Leit­
bild des mündigen Aktivbürgers steht. Die 
politische Bildungsaufgabe ist nicht an ei­
nem Output zu messen, aber sie ist zwei­
fellos wirkmächhg, wie sich oft in der le­
bensgeschichtlichen Refiexion zeigt: Po­
litische Bildung kann in biographisch 
passenden SihJationen entscheidende An­
stöße geben, sie kann Lust auf Verände­
rung machen - nicht nur im Blick aufkon­
krete Vorgänge und Vorhaben, sonde111 
auch beim Selbstkonzept der Teilnehmer, 
die sich auf einmal als kompetente oder 
gefragte Akteure erleben. Das "Interesse 
am Neuen'" ist demnach ein wichtiges Teil­
nahme-Motiv, das gerade die innovati­
onshereite Jugend- lind Erwachsenenbil­
dung wecken oder aufgreifen kann. 

Die Diskussion der Ergebnisse wurde 
in Berlin mit der generellen Frage nach 
einem zeitgemäßen Theorie-Praxis-Ver­
hältnis verbunden. Wichtig sei, so der 

Kuratorium der Bundeszentrale 
fordert Stopp der Kürzungen für 
die Politische Bildung 

Berlin. Mit einer Entschließung mit dem 
Titel "Demokratie braucht politische 
Bildung" vom 24. Februar 20 11 hat das 
Kuratorium der Bundeszentrale fiir po­
litische Bildung (bpb) die Bundesre­
gierung aufgefordert, im Entwurf des 
Bundeshaushalts 20 12ff. auf die ge­
planten Kürzungen im Bereich der po­
litischen Bildung zu verzichten. Der Ap­
pell des Kuratoriums richte sich auch 
an die Bundestagsnbgeordneten im 
Haushaltsausschuss. Stärkung nicht 
Schwächung der polit ischcn Bildung 
liege im ureigensten Interesse der Poli­
tik. Denn Demokratie als "offenste und 
menschenfreundlichste aller Staatsfor­
men" müsse tagtäglich neu gelehrt und 
gelernt, gestaltet und bewahrt werden. 

Mit dieser Entschließung reagiert das 
Kuratorium auf die empfindlichen Kür­
zungen bei der bpb im Haushaltsjahr 
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Konsens, ein hierarchisierendes Vcrhmt­
nis von Anweisung oder Zuliefenmg, aber 
auch die Vorstellung administrativ ange­
ordneter Kontrolle zu überwinden, um zu 
einer wirklichen Zusammenarbeit zu ge­
langen. AufderTagung wurden dazu vie­
le Anregungen gegeben und auch weite­
re Forschungsvorhaben, so von Prof. 
Achim Schröder (Dannstadt) und Prof. 
Helmut Bremer (Duishurg-Essen), vor­
gestellt. Für einen Forscher-Praktiker­
Dialog ist, wie das bap-Projekt erbrach­
te, auf Seiten der Bildungspraxis durch­
aus Anschlussfrihigkeit gegeben, denn 
hier existiert ein breites Bemühen um Do­
kumentation und Reflexion der eigenen 
Tiitigkeit. Lothar Harles, Vorsitzcnder des 
Bundesausschusses, hielt daher in seinem 
Überblick fest, dass das Projekt, dessen 
Ergebnisse Anfang 2011 veröffentlicht 
werden, einen wichtigen Beitrag dazu lei­
sten könne, die "verborgenen Schätze" 
der Praxisforschung zu heben. 

Kontakt: bap-Geschiiftsstelle, Arbeits­
kreis deutscher Bildungsstätten, 
Mühlendamm 3, 10178 Berlin, 
Tel. 030/40040 I 00, 
E-Mail: info@adb.de. Homepage: 
www.bap-politischebildung.de. 

bap 

20 II und die Kürzungsansätze in den 
Folgejahren. Mit e iner Fortsetzung die­
ser Kürzungsmaßnahmen in den kom­
menden Jahren drohe dem gesamten 
Netzwerk der politischen Bildung eine 
Zerreißprobe. Über 400 fre ie Einrich­
tungen erhalten zurzeit aus dem Haus­
halt der bpb substanzielle Fördennittel 
für ihre laufende Bi ldungsat·beit. Sie 
wären damit unmittelbar von den Kür­
zungsvorhaben betroffen. Der Bildungs­
bereich ist von allen Sparmaßnahmen 
ausgenommen und wurde 2011 sogar 
um 7,2 Prozent erhöht. Dazu sollte auch 
Bildung fiirpolitischc Teilhabe gehörcn. 

1m Kuratorium der bpb sind alle Frak­
tionen des Deutschen Bundestages ver­
treten. Es besteht aus 22 Bundestagsab­
geordneten. Den Vorsitz hat Ernst-Rein­
hard Beck, CDU/CSU, inne. Seine 
Stellvertreterin ist Daniela Kolbe, SPD. 
Nähere lnfomlationen sowie der Text der 
Erklänmg unter: http://www.bap-polit;­
schebi Idung.de/D E/2856/ A ktuelles.php. 
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Thomas Goppel will Direktor der 
Akademie für Politische Bildung 
in Tutzing werden 

München. Die renol11mierte Akademie 
für Politische Bildung am Stamberger 
See sucht einen neuen Direktor. Der bis­
herige Amtsinhaber - Prof. Dr. Heinrich 
Oberreuter- ist im Hauptamt Professor 
für Politikwissenschnft an der Univer­
sität und geht zum Herbst 20 II in Ru­
hestand. In der Ausschreibung hieß es: 
"Gesucht wird eine angesehene, in For­
schung und Lehre ausgewiesene Per­
sönlichkeit." Kurz vor Bewerbungs­
schluss hat sich ein bekannter Politiker 
in dic Reihe der 31 Bewerberinnen und 
Bewerber eingereiht. 

Dr. Thomas Goppel, Sohn des ehe­
maligen Bayerischen Ministerpräsiden­
ten Alfons Goppel, war nahczu40 Jah­
re Mitglied der Landtags, 15 Jahre in 
verschiedenen Ministerämtem Mitglied 
der Landcsregierung und zwischen 1999 
und 2003 auch Generalsekretär der CSU. 
Bei der letzten Kabinettsbildung wurde 
er nicht mehr berücksichtigt. Aus den 
Reihen der Opposition im Landtag wur­
de die Bewerbung kritisiert; Goppel ha­
be keinerlei wissenschaftliche Verdiens­
te und suche sich lediglich ein "Aus­
tragsstüberl". Die Süddeutsche Zeitung 
kommentierte dies: "Tatsächlich hat 
Gop"el keine Qualifikation in Forschung 
und Lehre vorzuweisen, aber dies ist laut 
Akademiegesetz auch nicht zwingend 
vorgeschrieben." (SZ v. 28.02. 11 ) 

1'0 

Dr. Thomas Goppel, geb. 1947, von 2003 
- 2008 Bayerischer Staatsminister für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst 
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